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Drucksache 2222 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. wirtsdiaftsfördernde Maßnahmen gemäß § 85 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist es richtig, daß allein im Land Berlin bis zum 28. Fe- 
bruar 1960 Anträge auf Gewährung von Darlehen gemäß 
§ 85 AKG in Höhe von 48,2 Mio DM angemeldet und hier- 
von Anträge mit einer Antragssumme von 36,5 Mio DM 
befürwortend weitergeleitet wurden? 

2. Ist es ferner richtig, daß im Jahr 1959 hiervon 28 Mio DM 
vom Bundeswirtschaftsministerium gutgeheißen und dem- 
entsprechend an die Industrie-Kreditbank zur bankmäßigen 
Bearbeitung weitergegeben wurden? 

3. Wie kommt es, daß seitens der Industrie-Kreditbank hier- 
von nur 10 Mio DM genehmigt wurden? 

4. Ist es richtig, daß durch die umständliche und zeitraubende 
Bearbeitung 36,8 Mio DM, die im Haushalt 1959 zur Er- 
füllung des § 85 AKG zur Verfügung standen, verfallen 
sind? 

5. Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, diese aus 
dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1959 als 
Überhang verbliebenen 36,8 Mio DM, die ohne Verschulden 
der Antragsteller nicht zur Auszahlung kommen, dennoch 
für den vorgesehenen Zweck zu verwenden? 

6. Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Tatsache, daß 
die im Haushalt 1960 eingesetzten Mittel als zu niedrig 
bemessen angesehen werden müssen, da sie in ihrer Höhe 
nicht einmal den für das Land Berlin in Aussicht genom- 
menen Mitteln entsprechen, von Anforderungen des übrigen 
Bundesgebietes nicht zu reden? 
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7. Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein Teil der Berliner 
Antragsteller bereits mit teuren kurzfristigen Mitteln die 
für den Wiederaufbau notwendigen Investitionen durchge- 
führt hat und nunmehr in eine äußerst prekäre Lage ge- 
raten ist, weil ihnen die in Aussidit gestellten niedrig ver- 
zinslichen und langfristigen Kredite vorenthalten werden? 

8. Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein anderer Teil der 
antragstellenden Berliner Firmen ihre geplanten Investi- 
tionsvorhaben nur mit der Bewilligung des vollen beantrag- 
ten Kredites durchführen kann und daß diese Antrag- 
steller, trotz Anerkennung ihrer Vorhaben als wirtschafts- 
fördernd, in eine schwierige Situation geraten, da ihnen nur 
die Hälfte der beantragten Summe bewilligt werden soll? 

9. Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um die 
bei den im Jahre 1958 geführten Verhandlungen zwischen 
dem Senat von Berlin und den zuständigen Bundesministe- 
rien gegebenen Zusagen einer Hilfe durch Darlehen gemäß 
§ 85 AKG zu erfüllen? 


Bonn, den 14. November 1960 


Rademacher 
Dr. Will 

Dr. Mende und Fraktion 
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